
URTEIL VOM 7. 5. 1992 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN C-258/90 UND C-259/90 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Zweite Kammer) 

7. Mai 1992 * 

In den verbundenen Rechtssachen C-258/90 und C-259/90 

Pesquerías De Bermeo SA und Naviera Laida SA, Gesellschaften spanischen 
Rechts mit Sitz in Las Arenas-Guecho (Spanien), Prozeßbevollmächtigte: Rechts­
anwälte Antonio Ferrer Lopez und Luis Maria Angulo Errazquin, Vizcaya, Zustel­
lungsanschrift: Kanzlei der Rechtsanwälte Arendt und Harles, 4, avenue Marie-
Thérèse, Luxemburg, 

Klägerinnen, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsberater José 
Luis Iglesias Buhigues als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Roberto 
Hayder, Vertreter des Juristischen Dienstes, Centre Wagner, Luxemburg-Kirch­
berg, 

Beklagte, 

wegen Nichtigerklärung der Entscheidungen EXP/ES/1/90 und EXP/ES/2/90 
der Kommission vom 6. Juni 1990, mit denen festgestellt wurde, daß die Vorhaben 
im Rahmen der Versuchsfischereikampagne in Gewässern der Zone Südwestatlan­
tik nicht die Voraussetzungen für die Gewährung eines Gemeinschaftszuschusses 
nach der Verordnung (EWG) Nr. 4028/86 des Rates vom 18. Dezember 1986 
über Gemeinschaftsmaßnahmen zur Verbesserung und Anpassung der Strukturen 
im Bereich der Fischerei und der Aquakultur (ABl. L 376, S. 7) erfüllen, 

erläßt 

* Verfahrenssprache: Spanisch. 
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DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten F. A. Schockweiler, der Richter 
G. F. Mancini und J. L. Murray, 

Generalanwalt: C. Gulmann 
Kanzler: D. Loutermann-Hubeau, Hauptverwaltungsrätin 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der Parteien in der Sitzung vom 12. November 1991, in der die 
Klägerinnen durch die Rechtsanwälte A. Ferrer Lopez und L. M. Angulo Er-
razquin, Vizcaya, und die Kommission durch J. L. Iglesias Buhigues als Bevoll­
mächtigten vertreten waren, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 21 Ja-
nuar 1992, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Pesquerías De Bermeo SA und die Naviera Laida SA mit Sitz in Las Arenas-
Guecho (Spanien) haben mit zwei am 23. August 1990 bei der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingegangenen Klageschriften Klage erhoben. Erstens beantragen sie, 
gestützt auf Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag, die Nichtigerklärung der Ent­
scheidungen EXP/ES/1/90 und EXP/ES/2/90 der Kommission vom 6. Juni 
1990, mit denen festgestellt wurde, daß die Vorhaben im Rahmen der Versuchsfi­
schereikampagne in Gewässern der Zone Südwestatlantik nicht die Voraussetzun­
gen für die Gewährung eines Gemeinschaftszuschusses nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 4028/86 des Rates vom 18. Dezember 1986 über Gemeinschaftsmaß­
nahmen zur Verbesserung und Anpassung der Strukturen im Bereich der Fischerei 
und der Aquakultur (ABl. L 376, S. 7) erfüllen. Zweitens begehren sie die Fest­
stellung, daß die Klägerinnen gemäß Artikel 15 dieser Verordnung Anspruch auf 
die Gemeinschaftszuschüsse für die betreffenden Fischereikampagnen hatten. Drit­
tens wird, gestützt auf die Artikel 178 und 215 Absatz 2 EWG-Vertrag, Ersatz der 
Schäden begehrt, die die Klägerinnen durch den Erlaß der streitigen Entscheidun­
gen erlitten haben wollen. 
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2 Am 14. Februar 1990 reichten die Klägerinnen bei der Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften über die spanischen Behörden zwei Anträge auf Förde­
rungsprämien für mit den Schiffen „Geminis" und „Ceres" in den Gewässern der 
Zone Südwestatlantik durchzuführende Versuchsfischereikampagnen ein. 

3 Die beiden Schiffe begannen diese Kampagnen am 15. Februar 1990 in Montevi­
deo (Uruguay) und am 22. Februar 1990 in Punta Arenas (Chile). 

4 Die Kommission bestätigte den Eingang der genannten Anträge am 7. März 1990. 

5 Am 24. April 1990 teilte die Kommission vor dem in Artikel 16 der Verordnung 
Nr. 4028/86 vorgesehenen Ständigen Strukturausschuß für die Fischwirtschaft (im 
weiteren: Ausschuß) mit, daß sie es nicht mehr für zweckmäßig halte, im Jahr 
1990 solche Kampagnen in den Zonen des Südwestatlantiks, wo frühere Kampa­
gnen stattgefunden hatten, fortzuführen. Die Kommission begründete diese Erklä­
rung damit, daß in den Jahren 1987 bis 1989 42 Förderungsprämien erteilt worden 
seien, von denen 25 Kampagnen betroffen hätten, die in derselben Zone des Süd­
westatlantik und hinsichtlich derselben Arten durchgeführt worden seien wie die, 
auf die sich die Anträge der Klägerinnen bezögen. Mit Schreiben vom 25. April 
1990 teilte die Kommission den Klägerinnen mit, daß für Versuchsfischereikampa­
gnen im Südwestatlantik keine Förderungsprämien mehr gewährt würden. 

6 Im Mai wiesen die Klägerinnen in zwei Schreiben darauf hin, daß ihre Anträge am 
14. Februar 1990 eingereicht worden seien und daß die Kommission den Empfang 
am 7. März 1990 bestätigt habe. Aus den Schreiben der Kommission vom 25. April 
1990 habe sich ergeben, daß die Entscheidungen, die nach der Verordnung Nr. 
4028/86 zu treffen seien, noch nicht ergangen seien, was gegen die in Artikel 16 
Absatz 3 dieser Verordnung vorgesehene Zweimonatsfrist verstoße. 

Ι-2936 



P E S Q U E R I A S D E B E R M E O U N D N A V I E R A L A I D A / K O M M I S S I O N 

7 Am 6. Juni 1990 erließ die Kommission die beiden streitigen, an das Königreich 
Spanien und an die Klägerinnen gerichteten Entscheidungen. In Artikel 1 dieser 
Entscheidungen stellt sie fest, daß die Vorhaben im Rahmen der Versuchsfischerei­
kampagne in Gewässern der Zone Südwestatlantik nicht die Voraussetzungen für 
einen Gemeinschaftszuschuß gemäß der Verordnung Nr. 4028/86 erfüllten. Die 
zweite und die dritte Begründungserwägung der angefochtenen Entscheidungen 
lauten folgendermaßen: 

„Die Fischer in der Gemeinschaft kennen die Fischbestände dieser Zone; außer­
dem sind die Ergebnisse der Befischung dieser Zone bekannt, und eine Versuchsfi­
schereikampagne mit dem Ziel, die Wirtschaftlichkeit einer regelmäßigen und 
langfristigen Befischung der Bestände dieser Zone einzuschätzen, ist nicht gerecht­
fertigt. 

Folglich erfüllt diese Versuchsfischereikampagne nicht die für den Gemeinschafts­
zuschuß vorgesehenen Voraussetzungen, insbesondere die Voraussetzungen des 
Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EWG) Nr. 4028/86." 

8 Am 7. November 1989 hatte die Kommission Förderungsprämien für Versuchsfi­
schereikampagnen gewährt, die von denselben Schiffen „Geminis" und „Ceres" in 
denselben Zonen des Südwestatlantiks hinsichtlich derselben Arten, die Gegen­
stand der angefochtenen Entscheidungen waren, durchgeführt worden waren. 

9 Gemäß Artikel 1 der Verordnung Nr. 4028/86 kann die Kommission für be­
stimmte Maßnahmen u. a. der Neuorientierung der Fischereitätigkeit durch Ein­
führung von Versuchsfischereikampagnen einen Gemeinschaftszuschuß gewähren. 
Dieser Zuschuß wird gewährt, um die strukturelle Entwicklung des Fischereisek­
tors im Rahmen der für die gemeinsame Fischereipolitik aufgestellten Leitlinien zu 
erleichtern. 

10 Gemäß Artikel 13 der Verordnung 
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„gilt als , Versuchsfischereikampagne' jede gewerbsmäßige Fischereitätigkeit, die in 
einem bestimmten Gebiet mit dem Ziel ausgeübt wird, die Wirtschaftlichkeit einer 
regelmäßigen und langfristigen Befischung der Bestände dieser Zone einzuschät­
zen". 

11 Artikel 14 Absätze 2 und 3 der Verordnung Nr. 4028/86 bestimmt: 

„(2) Für den Zuschuß müssen die in Absatz 1 genannten Vorhaben ferner 

a) ... 

b) ... 

c) Fischereizonen betreffen, in denen einer Einschätzung der Bestandslage zufolge 
auf längere Sicht regelmäßig und wirtschaftlich Fischfang betrieben werden 
kann ... 

d) ... 

(3) Ein Vorhaben kann mehrere aufeinanderfolgende Kampagnen umfassen, die in 
derselben Fischereizone mit dem Ziel durchgeführt werden, die Voraussetzungen 
für eine regelmäßige und andauernde Fangtätigkeit in diesem Gebiet zu schaffen." 

12 Gemäß Artikel 16 der Verordnung werden die Vorhaben der Versuchsfischerei­
kampagnen über die zuständigen nationalen Stellen, nachdem diese eine befürwor­
tende Stellungnahme abgegeben haben, bei der Kommission eingereicht. Absatz 3 
dieses Artikels bestimmt: 
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„Binnen zwei Monaten nach Einreichung eines Vorhabens entscheidet die Kom­
mission über die Gewährung der Prämie... Die Entscheidung wird den Begünstig­
ten sowie dem oder den betreffenden Mitgliedstaaten mitgeteilt. Die anderen Mit­
gliedstaaten werden hiervon im Rahmen des Ständigen Strukturausschusses für die 
Fischwirtschaft... unterrichtet." 

π Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1871/87 der Kommission 
vom 16. Juni 1987 mit Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung Nr. 
4028/86 des Rates hinsichtlich Maßnahmen zur Förderung der Versuchsfischerei 
(ABl. L 180, S. 1) wird die Förderungsprämie nur gewährt, wenn die Kampagnen 
nach dem Tag der Registrierung des Antrags bei der Kommission beginnen. 

14 Wegen weiterer Einzelheiten des Rechtsstreits, des Verfahrensablaufs und des Par­
teivorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im 
folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfor­
dert. 

Zu den Anträgen auf Nichtigerklärung 

15 Zur Begründung ihrer Anträge auf Nichtigerklärung tragen die Klägerinnen vor, 
daß die Kommission die mit der Einreichung des Vorhabens beginnende Zweimo­
natsfrist des Artikels 16 Absatz 3 der Verordnung Nr. 4028/86 nicht eingehalten 
habe, daß die Kommission gegen die in dieser Verordnung niedergelegten Bedin­
gungen für die Gewährung eines Gemeinschaftszuschusses für Versuchsfischerei­
kampagnen und gegen die Begründungspflicht verstoßen habe und daß schließlich 
der Grundsatz des berechtigten Vertrauens verletzt worden sei. 

Zu der Rüge der Nichteinhaltung der Zweimonatsfrist 

16 Die Klägerinnen sind der Auffassung, gemäß Artikel 16 Absatz 3 sei die Kommis­
sion verpflichtet, über die Gewährung der Förderungsprämie für eine Versuchsfi­
schereikampagne binnen zwei Monaten nach Einreichung des Vorhabens zu ent­
scheiden. Die von der Kommission nach Ablauf dieser Frist erlassenen Entschei-
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dungen seien rechtswidrig und demgemäß für nichtig zu erklären. Durch solche 
verspätete Entscheidungen könne die Kommission den Anträgen auf Gemein­
schaftszuschüsse nur stattgeben. 

17 Die Kommission ist der Auffassung, die in Artikel 16 Absatz 3 vorgesehene Zwei­
monatsfrist sei nicht zwingend, sondern nur ein Anhaltspunkt. Mit Ablauf der Frist 
könnten die Prämienantragsteller die Mechanismen in Gang setzen, die der Ver­
trag ihnen biete, um gegen die Untätigkeit des Gemeinschaftsorgans vorzugehen. 
Jedenfalls habe die Nichteinhaltung der Frist keine Auswirkungen auf den Inhalt 
der Entscheidung über eine Förderungsprämie für eine Versuchsfischereikam­
pagne. 

18 Die Verordnung Nr. 4028/86 enthält keine besondere Bestimmung, die Folgen im 
Fall der Nichteinhaltung der Frist des Artikels 16 Absatz 3 der Verordnung durch 
die Kommission vorsähe. 

19 Weiter ergibt sich aus dem Zweck, den die Verordnung den Entscheidungen der 
Kommission über die Gewährung der Förderungsprämien zuweist, daß diese Frist 
nicht zwingend ist. 

20 Keine Bestimmung der Verordnung Nr. 4028/86 erlaubt nämlich die Annahme, 
daß die in der vierten und der elften Begründungserwägung dieser Verordnung 
angeführte Verbesserung der Fangmöglichkeiten in den Gewässern, die nicht unter 
die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften fallen, von der Einhaltung der in Artikel 
16 Absatz 3 der Verordnung Nr. 4028/86 festgelegten Frist abhängig ist. 

21 Im übrigen wird der nicht zwingende Charakter dieser Frist durch Artikel 3 Absatz 
2 der Verordnung Nr. 1871/87 bestätigt. Hiernach kann derjenige, der eine Prä­
mie beantragt, mit der Versuchsfischereikampagne am Tag nach der Registrierung 
seines Antrags beginnen, also lange bevor die Kommission ihre Entscheidung erlas­
sen hat und jedenfalls vor Ablauf der in Frage stehenden Zweimonatsfrist. Der 
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Antragsteller, der diese Möglichkeit wählt, tut dies auf eigene Gefahr, da die 
Kommission eine Entscheidung erlassen kann, mit der der beantragte Zuschuß ver­
sagt wird. 

22 Die Rüge wegen Nichteinhaltung der in Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
4028/86 festgelegten Zweimonatsfrist durch die Kommission ist demgemäß zu­
rückzuweisen. 

Zu den Rügen des Verstoßes gegen die Voraussetzungen für die Anwendung der 
Verordnung Nr. 4028/86 und gegen die Begründungspflicht 

23 Die Klägerinnen machen geltend, ihre Anträge von 1990 hätten ebenso wie dieje­
nigen von 1989 alle Voraussetzungen der Verordnung Nr. 4028/86 und insbeson­
dere die Voraussetzung des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe c erfüllt. Um auf län­
gere Sicht eine regelmäßige und wirtschaftliche Fangtätigkeit in Aussicht nehmen 
zu können, seien im Sinne von Artikel 14 Absatz 3 mehrere aufeinanderfolgende 
Kampagnen erforderlich gewesen. Im übrigen habe sich die Kommission bei der 
Verweigerung der Förderungsprämien auf Kriterien gestützt, die nach Ablauf der 
in Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung festgelegten Frist aufgestellt worden seien. 
In den angefochtenen Entscheidungen, die keinerlei Erklärung über diese Kriterien 
enthielten, sei schließlich die Begründungspflicht gemäß Artikel 190 EWG-Vertrag 
verletzt worden. 

24 Die Kommission ist der Auffassung, vor Erlaß einer Entscheidung über die Ge­
währung eines Gemeinschaftszuschusses für eine Versuchsfischereikampagne 
müsse sie die technischen Daten des Vorhabens in dem allgemeinen und komple­
xen Rahmen des Fischereisektors beurteilen. Bei dieser Beurteilung verfüge sie über 
ein Ermessen, das sie nicht überschritten habe, indem sie die Ergebnisse der frühe­
ren im Südwestatlantik durchgeführten Versuchsfischereikampagnen berücksichtigt 
habe. Wie sich aus der Begründung der angefochtenen Entscheidungen ergebe, 
erfüllten die betreffenden Vorhaben einige der für die Gewährung der Prämie auf­
gestellten Voraussetzungen nicht. Aus Artikel 14 Absatz 3, wonach ein Vorhaben 
mehrere aufeinanderfolgende Kampagnen umfassen könne, die in derselben Fi­
schereizone durchgeführt würden, folge im übrigen nicht, daß die Kommission 
gezwungen sei, mehr als eine Kampagne je Vorhaben zur Einschätzung der Wirt­
schaftlichkeit einer regelmäßigen Befischung in einer bestimmten Zone auf längere 
Sicht zu genehmigen. 
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25 Zu diesem Punkt ist zunächst festzustellen, daß Artikel 13 der Verordnung Nr. 
4028/86 die Versuchsfischerei als jede gewerbsmäßige Fischereitätigkeit definiert, 
die in einem bestimmten Gebiet mit dem Ziel ausgeübt wird, die Wirtschaftlichkeit 
einer regelmäßigen und langfristigen Befischung der Bestände der Zone einzu­
schätzen. Die Kommission kann zu einem solchen Vorhaben also nur dann einen 
Zuschuß geben, wenn es zum einen eine Zone betrifft, die genau bestimmt ist und 
sich in den in Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung Nr. 4028/86 gelegenen Gewäs­
sern befindet, und sich zum anderen auf Fischereizonen bezieht, deren geschätzte 
Bestände auf längere Sicht eine regelmäßige und wirtschaftliche Befischung im 
Sinne des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe c möglich erscheinen lassen. Wenn die 
Kommission eine Entscheidung gemäß Artikel 14 der Verordnung Nr. 4028/86 zu 
treffen hat, verfügt sie über ein weites Ermessen hinsichtlich des Vorliegens der 
Voraussetzungen, die die Gewährung eines finanziellen Zuschusses rechtfertigen. 

26 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl. Urteil vom 21. November 1991 
in der Rechtssache C-269/90, TU München, Slg. 1991, I-5469, Randnrn. 14 und 
26) kommt, soweit die Organe der Gemeinschaft über einen solchen Beurteilungs­
spielraum verfügen, eine um so größere Bedeutung der Beachtung der Garantien 
zu, die die Gemeinschaftsrechtsordnung in Verwaltungsverfahren gewährt. Zu die­
sen Garantien gehört insbesondere die Verpflichtung, die Entscheidung ausrei­
chend zu begründen. Diese Begründung muß die Überlegungen der Gemein­
schaftsbehörde, die den angefochtenen Rechtsakt erlassen hat, so klar und unzwei­
deutig wiedergeben, daß es dem Betroffenen möglich ist, zur Wahrnehmung seiner 
Rechte die tragenden Gründe für die Maßnahme kennenzulernen, und daß der 
Gerichtshof seine Kontrolle ausüben kann. 

27 Die Kommission weist in den Begründungserwägungen der angefochtenen Ent­
scheidungen vom 6. Juni 1990 darauf hin, daß den Gemeinschaftsfischern die Be­
standslage der betreffenden Fischereizone bekannt sei, daß die Ergebnisse der Be­
fischung dieser Zone den betreffenden Wirtschaftsteilnehmern bekannt seien und 
daß eine Versuchsfischereikampagne mit dem Ziel, die Wirtschaftlichkeit einer re­
gelmäßigen und langfristigen Befischung der Bestände dieser Zone einzuschätzen, 
nicht gerechtfertigt sei. Außerdem erfüllten diese Versuchsfischereikampagnen 
nicht die Voraussetzungen für einen Gemeinschaftszuschuß, insbesondere nicht die 
des Artikels 14 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung Nr. 4028/86. 
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28 Ferner hat te die Kommission auf der Grundlage der Ergebnisse von 25 Versuchsfi­
schereikampagnen, von denen einige im übrigen von den Klägerinnen selbst zwi­
schen 1987 und 1989 in der Z o n e Südwestat lantik durchgeführt w o r d e n waren , 
ihren S tandpunkt dem Ausschuß und den Klägerinnen bereits im April 1990 mitge­
teilt. 

29 Die Kommission ha t somit ihre ablehnenden Entscheidungen ausreichend begrün­
det , und die Rügen wegen Vers toßes gegen die Vorausse tzungen der A n w e n d u n g 
der V e r o r d n u n g N r . 4028 /86 und die Begründungspflicht sind demgemäß zurück­
zuweisen. 

Zu der Rüge des Verstoßes gegen den Grundsatz des berechtigten Vertrauens 

30 Die Klägerinnen machen geltend, die Kommission habe gegen den Grundsa tz des 
berechtigten Ver t rauens verstoßen, da sie sich darauf verlassen hät ten, die Förde ­
rungsprämien für die Vorhaben von 1990 zu erhalten, da diese im wesentlichen 
mit den im Jahre 1989 vorgeschlagenen, für die solche Prämien gewähr t w o r d e n 
seien, identisch gewesen seien. 

31 N a c h Auffassung der Kommission ist diese Rüge unzulässig, da sie erstmals in der 
Erwiderung vorgebracht w o r d e n sei. 

32 Die Klägerinnen haben bereits in ihren Klagen den Vorwur f eines Vers toßes gegen 
den Grundsa tz des berechtigten Ver t rauens erhoben. Es handel t sich also nicht um 
eine neue, im Laufe des Verfahrens eingeführte Rüge , und die Einrede der K o m ­
mission ist deshalb zurückzuweisen. 

33 Die Kommission macht hilfsweise geltend, die Genehmigung der Vorhaben von 
1980 ziehe nicht automatisch die der späteren Vorhaben nach sich, selbst w e n n sie 
die gleichen Schiffe, Fischarten und Fischereizonen beträfen. Auße rdem hät ten die 
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Klägerinnen vor Ablauf der in Artikel 16 Absatz 3 vorgesehenen Zweimonatsfrist 
Informationen erhalten, aufgrund deren die Ablehnung der Anträge vorherzusehen 
gewesen sei. 

34 Zum Vorwurf eines Verstoßes gegen den Grundsatz des berechtigten Vertrauens 
ist daran zu erinnern, daß dieser Grundsatz zwar zu den tragenden Grundsätzen 
der Gemeinschaft gehört, die Marktbürger jedoch nach ständiger Rechtsprechung 
nicht auf die Beibehaltung einer bestehenden Situation vertrauen dürfen, die die 
Gemeinschaftsorgane im Rahmen ihres Ermessens ändern können (vgl. in diesem 
Sinne das Urteil vom 14. Februar 1990 in der Rechtssache C-350/88, Delacre/ 
Kommission, Slg. 1990, 1-395, Randnr. 33). Dies gilt auch auf einem Gebiet wie 
dem Sektor der Versuchsfischerei, deren Zweck eine ständige Anpassung insbeson­
dere an die Ergebnisse früherer Fischereikampagnen bedingt. 

35 Die Wirtschaftsteilnehmer können sich also nicht auf ihr berechtigtes Vertrauen 
berufen, um unter Hinweis auf die Gewährung solcher Prämien für frühere Kam­
pagnen Förderungsprämien für Vorhaben zu erlangen. 

36 Die Wirtschaftsteilnehmer können ein solches Vertrauen auch nicht auf den Ablauf 
der in Artikel 16 Absatz 3 festgelegten Zweimonatsfrist gründen. Erstens ist diese 
Frist nämlich nicht zwingend, und zweitens hatte ihr Ablauf nicht zur Folge, daß 
die Antragsteller einen Anspruch auf den betreffenden finanziellen Zuschuß erhiel­
ten. Im übrigen hatte die Kommission den Klägerinnen schon im April mitgeteilt, 
daß sie die Gewährung von Prämien für Vorhaben in der Zone Südwestatlantik 
nicht in Betracht ziehen könne. 

37 Die Klägerinnen können sich deshalb nicht darauf berufen, daß die Kommission 
gegen den Grundsatz des berechtigten Vertrauens verstoßen habe. 

38 Da diese Rüge ebenfalls nicht begründet ist, sind die Anträge auf Nichtigerklärung 
der angefochtenen Entscheidungen insgesamt zurückzuweisen. 
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Zu den Anträgen auf Feststellung, daß die Klägerinnen Anspruch auf die Förde­
rungsprämien für die in Frage stehenden Vorhaben hatten 

39 Die Klägerinnen sind der Auffassung, aufgrund der Nichtigerklärung der ange­
fochtenen Entscheidung müsse der Gerichtshof feststellen, daß die Klägerinnen 
Anspruch auf die Förderungsprämien für die Vorhaben von Versuchsfischereikam­
pagnen im Südwestatlantik gehabt hätten. 

40 Im Rahmen einer Nichtigkeitsklage sind Anträge auf Feststellung, daß die Kläge­
rinnen auf bestimmte Leistungen Anspruch hatten, unzulässig, so daß die entspre­
chenden Anträge der Klägerinnen zurückzuweisen sind. 

Zu den Anträgen auf Entschädigung 

41 Die Klägerinnen sind der Auffassung, die Voraussetzungen für die Auslösung der 
außervertraglichen Haftung der Gemeinschaft lägen im vorliegenden Fall vor, da 
die Kommission ihnen einen Schaden zugefügt habe, indem sie es in rechtswidriger 
Weise abgelehnt habe, ihnen die Gemeinschaftszuschüsse zu gewähren. 

42 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes ist die außervertragliche Haf­
tung der Gemeinschaft nach Artikel 215 Absatz 2 EWG-Ver t rag an das Zusam­
mentreffen mehrerer Voraussetzungen geknüpft: Die den Gemeinschaftsorganen 
vorgeworfene Handlung muß rechtswidrig sein, es muß ein tatsächlicher Schaden 
eingetreten sein, und zwischen der Handlung und dem behaupteten Schaden muß 
ein ursächlicher Zusammenhang bestehen (vgl. in diesem Sinne das Urteil vom 27. 
März 1990 in der Rechtssache C-308/87, Grifoni/Kommission, Slg. 1990, I-1203, 
Randnr. 6). 

43 Aus alldem ergibt sich, daß der Kommission kein rechtswidriges Verhalten im Zu­
sammenhang mit dem Erlaß der angefochtenen Entscheidungen vorzuwerfen ist, 
das geeignet wäre, die außervertragliche Haftung der Gemeinschaft auszulösen. 
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44 Demgemäß sind die Anträge auf Schadensersatz zurückzuweisen, ohne daß ge­
prüft zu werden brauchte, ob die geltend gemachten Schäden tatsächlich eingetre­
ten sind und ob ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem Verhalten des Or­
gans und diesen Schäden besteht. 

45 Da auch diese Anträge zurückzuweisen sind, sind die Klagen insgesamt abzuwei­
sen. 

Kosten 

46 Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf An­
trag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerinnen mit ihrem Vor­
bringen unterlegen sind, sind ihnen die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klagen werden abgewiesen. 

2) Die Klägerinnen tragen die Kosten des Verfahrens. 

Schockweiler Mancini Murray 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 7. Mai 1992. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

F. A. Schockweiler 
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